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Deutschland kann seine
Staatsschulden tilgen, ohne
die Bürger zu überfordern

Fast die gesamte westliche Welt hat über
Jahrzehnte hinweg neue Kredite als nor-
males Instrument der Haushaltsfinanzie-
rung angesehen, ohne jemals an einen
Abbau des immer höher werdenden
Schuldenbergs zu denken. Diese Zeit ist
vorbei. Die Schulden sind zu hoch gewor-
den, und die Gläubiger sind nicht mehr
bereit, jeden staatlichen Kreditwunsch mit
niedrigen Zinsen zu erfüllen, weil sie man-
chem Schuldner nicht mehr zutrauen,
neue Kredite vertragsgemäß zu verzinsen
und zurückzuzahlen.

Das führt bei den südeuropäischen Län-
dern mit hohen Haushaltsdefiziten, ho-
hen Schulden und schwacher Wirt-
schaftskraft zu ernsten Problemen: Wenn
die Gläubiger die Kreditgewährung ein-
schränken oder gar stoppen, müssen
Staatsausgaben gesenkt und Steuern er-
höht werden. Das allein reicht meistens
nicht. Zusätzlich müssen Löhne und Prei-
se auf ein wettbewerbsfähiges Niveau re-
duziert werden. Das führt zu einer au-
ßergewöhnlich hohen Belastung der Bür-
ger. Und deren Reaktion auf die Senkung
ihres Lebensstandards reicht von der Ab-
wahl der Regierung bis zu Unruhen auf
den Straßen. In dieser Situation versu-
chen die Regierungen der Krisenstaaten,
einen Teil der Anpassungslasten von den
eigenen Bürgern auf die besser gestell-
ten EU-Staaten wie Deutschland abzu-
wälzen. Auch wenn sich Kanzlerin und Fi-
nanzminister mit aller Kraft dagegenstel-
len: Im Ergebnis geht es nicht ohne deut-
sche Hilfe. Und Hilfe heißt bisher immer
noch Hilfe auf Pump, und damit eine wei-
tere Erhöhung der deutschen Staats-
schuld, deren Tilgung immer noch nie-
mandem in den Sinn kommt. 

Die Erkenntnis, dass es mit der chroni-
schen Neuverschuldung ohne Tilgung
nicht ewig so weiter gehen kann, hatten

Politik und Öffentlichkeit in Deutschland
schon vor der Finanz-, Banken- und
Schuldenkrise. Und es wurden mit der
Schuldenbremse die damals – d.h. im ers-
ten Halbjahr 2009 – politisch erreichba-
ren Konsequenzen gezogen:

– Neue Schulden sollen zwar grundsätz-
lich vermieden werden. Von diesem
Grundsatz gibt es aber diverse Aus-
nahmen und Schlupflöcher.

– Schulden müssen weiterhin nicht ge-
tilgt werden.

– Zur Ahndung von Fehlverhalten durch
Regierungen und Parlamente sind kei-
ne automatischen Sanktionen vorge-
sehen. Es droht außer einer Diskus-
sion im Stabilitätsrat von Bund und
Ländern höchstens eine Klage vor
dem Bundesverfassungsgericht mit
dem Richterspruch, Verstöße gegen
die Kreditbremse bitte künftig zu un-
terlassen.

– Die neue Regel tritt erst 2016 für den
Bund und 2020 für die Länder vollstän-
dig in Kraft. Die 2009 amtierenden Re-
gierungen und Parlamente von Bund
und Ländern haben sich also nicht
selbst gebunden, sondern erst ihre
Amtsnachfolger.

Unsere Schuldenbremse, auf die viele so
stolz sind, hat den Schuldenzuwachs we-
der gestoppt noch gebremst. Von 2008
bis 2010 ist die Verschuldung von Bund,
Ländern und Gemeinden in der Abgren-
zung der Maastricht-Kriterien von 1 659
auf 2 062 Mrd. Euro gestiegen. Das ist ein
Rekordzuwachs um 25% in nur zwei Jah-
ren. Gemessen am BIP ergibt sich ein An-
stieg von 66 auf 83%, und die Tendenz
in Richtung 100% hält an! 

Diese hohe Staatsverschuldung hat für
die Bürger erhebliche Nachteile:

Staatsschulden möglich?
Weg aus dem Schuldenhaushalt: Ist eine Tilgung der 

Manfred Overhaus*

Ist die Zunahme der Staatsverschuldung ein Problem und ist es sinnvoll und möglich, die Staats-

schulden zu tilgen?

* Dr. Manfred Overhaus war von 1993–2004 Staats-
sekretär in Bundesministerium der Finanzen.
Der Artikel basiert auf einem Beitrag des Autors zum
Positionspapier des Instituts für den öffentlichen
Sektor e.V., Berlin, »Runter vom Schuldenberg«.
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– Von 1950 bis zum Beginn der Finanzkrise 2008 haben
Bund, Länder und Gemeinden rund 1,6 Billionen an Kre-
diten eingenommen und dafür in derselben Zeit rund
1,5 Billionen an Zinsen ausgegeben. Das heißt: Als Wohl-
standsverbesserung für die Bürger hat die chronische
Schuldenpolitik nicht stattgefunden. Geblieben sind al-
lein dauerhafte Folgen bei den Zinsen. 2010 haben
Bund, Länder und Gemeinden dafür 65 Mrd. Euro be-
zahlt. Das entspricht dem Aufkommen von 6,5 Umsatz-
steuerpunkten. Ein Ende der Zinszahlungen gibt es bis-
her nicht.

– Das Zinsrisiko ist gigantisch. 2010 betrug der durch-
schnittliche Zinssatz der Staatsschulden 3,1%. Wenn der
Zinssatz nur um 1,5 Prozentpunkte steigt, muss der Staat
auf Dauer 30 Mrd. Euro jährlich mehr an Zinsen zahlen.
Das entspricht dem Aufkommen von drei Mehrwertsteu-
erpunkten. Die Bürger müssen das tragen.

– Die ständige Verfügbarkeit neuer Staatskredite ist auf
Dauer nicht mehr sicher. Deutschland braucht Jahr für
Jahr über 300 Mrd. Euro an neuen Krediten, um fällig wer-
dende Altschulden abzulösen. Das entspricht etwa der
Hälfte unseres Steueraufkommens. 
Bisher hat Deutschland noch keine Probleme bei der not-
wendigen Anschlussfinanzierung gehabt – ganz im Ge-
genteil. Unser Staat gilt als besonders vertrauenswürdi-
ger Schuldner und bekommt jeden gewünschten Kredit
zu ungewöhnlich niedrigen Zinsen, weil unsere Wirtschaft
besonders wettbewerbsfähig ist. Aber gilt das auch noch
in zehn oder 15 Jahren?
Die Ratingagentur Standard & Poors hat Deutschland
schon im letzten August ermahnt: »Übertreibt nicht bei
den Schulden, vor allem nicht bei internationalen Hilfen
auf Pump, sonst sinkt eure Kreditwürdigkeit.« Wir soll-
ten das ernst nehmen, denn auf Dauer bleibt kein Land
auf dem Gipfel des wirtschaftlichen Erfolgs als Liebling
aller Gläubiger. 2011 haben Südländer der EU erfahren
müssen, was passiert, wenn Staaten das Vertrauen
der Gläubiger verlieren: drastische Sparpakete, Wirt-
schaftskrise, Regierungswechsel und neue Sparpake-
te, egal, wer regiert. Ausgelöst wird das allein von den
Gläubigern. Feste Regeln gibt es dafür nicht, und die
Regierungen als Vertreter der Schuldner werden nicht
einmal gefragt.

Wir wollen in Deutschland nicht erfahren, was es bedeutet,
wenn die Gläubiger sich weigern, fällig werdende Altkredi-
te zu refinanzieren und damit einen finanzpolitischen GAU
wie in Griechenland auslösen. Dieses Risiko kann und muss
dadurch abgebaut werden, dass die im Grundgesetz ver-
ankerte »Schuldenbremse« in eine »Schuldentilgung« fort-
entwickelt wird. Dazu wird Folgendes vorgeschlagen: 

1. Alle bis zu einem Stichtag (31. Dezember 2012) aufge-
laufenen »Altschulden« des Staates werden der »Deut-
schen Finanzagentur« zur Verwaltung übertragen.

Dazu gehören auch alle bisher in Neben- oder Schat-
tenhaushalten verbuchten Schulden. 2009 und 2010 wa-
ren das über drei Viertel der öffentlichen Neuverschul-
dung nach Maastricht-Kriterien. Die Deutsche Finanz-
agentur sollte aus der bestehenden Finanzagentur des
Bundes entwickelt und als Stiftung öffentlichen Rechts
geführt werden, von Weisungen des Bundes und der Län-
der unabhängig und formal dem Bundespräsidenten zu-
geordnet. Er beruft fachlich kompetente, unabhängige
Persönlichkeiten in ein neu zu bildendes Aufsichtsorgan
und ernennt auf dessen Vorschlag den Vorstand. Zur För-
derung von Transparenz und Vertrauen in Europa könn-
ten auch kompetente ausländische Persönlichkeiten in
das Aufsichtsorgan berufen werden.

Die Agentur erhält eigene Steuereinnahmen

– für die Verzinsung zu Lasten der jeweiligen Gebiets-
körperschaft die Mittel, die für ihre jeweilige Schuld be-
nötigt werden, mindestens in Höhe des Vorjahres;

– für die Tilgung die aus der kalten Progression resultie-
renden »heimlichen Steuererhöhungen«: 0,2% des Vor-
jahres-BIP ansteigend um 0,2% jährlich auf maximal
2% des BIP. Hinzu kommen ersparte Zinsen. 

Das führt zu einer behutsam ansteigenden Tilgung
der Altschulden von 5 Mrd. Euro im ersten, 10 Mrd.
Euro im zweiten Jahr, gleichmäßig ansteigend auf
etwa 70 Mrd. Euro jährlich ab dem zehnten Jahr. Im
ersten Jahrzehnt werden so etwa 350 Mrd. Euro ge-
tilgt, im zweiten über 800 und im dritten Jahrzehnt
der Rest. 

Fällig werdende Altschulden, die noch nicht endgültig ge-
tilgt werden können, erfordern wie bisher eine Anschluss-
finanzierung. Formal gegenüber den Gläubigern wird so
die Anschlussfinanzierung auch für Länderschulden zu
einer Schuld des Bundes. Im Innenverhältnis erhalten die
Länder Anteile an der gemeinsamen Schuld. Das ver-
hindert mögliche und durchaus gefährliche Spekulatio-
nen gegen einzelne Bundesländer. Erhebliche Lastenver-
schiebungen wie bei den diskutierten „Eurobonds“ sind
nicht zu erwarten, weil zwischen Bund und Ländern kei-
ne erheblichen Zinsunterschiede bestehen. 

2. Auch nach dem Stichtag wird es selbstverständlich er-
forderlich werden, neue Kredite aufzunehmen, etwa zum
Ausgleich konjunkturbedingter Haushaltsbelastungen
während eines Haushaltsjahres oder auch zur Finanzie-
rung eines deutschen Beitrags an gemeinsamen Hilfs-
programmen der Euroländer.

Neu zu regeln sind allerdings Transparenz und Tilgung für
alle nach dem Stichtag entstehenden »Neuschulden«.
Zur vollständigen Erfassung und zur Verbesserung der
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Transparenz sollten sie ohne Ausnahme in den norma-
len öffentlichen Haushalten ausgewiesen werden. Öffent-
lichkeit und Parlament sollten nicht mehr lange in den ver-
öffentlichten Unterlagen der FMS, einer Tochter der FMSA,
die zu 100% dem Bund gehört, suchen müssen, um her -
auszufinden, welche Bundesschulden dort verbucht sind.

Für alle Neuschulden sind eindeutige und klare Tilgungs-
vorschriften erforderlich:

– Alle Neuschulden werden ohne Ausnahme in den nor-
malen Haushalten verbucht und nicht mehr in Schat-
tenhaushalten. Neuschulden am Ende eines Haus-
haltsjahres werden buchhalterisch in den jeweiligen
Folgehaushalt übertragen, bis die gesamte seit dem
Stichtag angefallene Neuverschuldung endgültig ge-
tilgt ist. 
Dafür, dass dies in einer angemessenen Zeit geschieht,
sorgt die Androhung vollautomatischer, harter, abschre-
ckender Sanktionen. Dabei heißt »vollautomatisch«:
ohne jede Diskussion oder Verhandlung. Denn es
kommt nicht darauf an, dass die Sanktionen den
Schuldnern bei Fehlverhalten zugemutet werden kön-
nen, sondern allein darauf, dass sie zum Schutz der
Gläubiger Fehlverhalten verhindern.
Vorgeschlagen werden folgende im Grundgesetz zu
verankernde Sanktionen:
Sofern der Bund oder ein einzelnes Land jeweils vier
Jahre hintereinander im abgeschlossenen Haushalt
Neuschulden ausweist, zieht die »Deutsche Finanz-
agentur« zu Lasten dieser Gebietskörperschaft zu-
sätzlich zu den Beträgen, die für die Zinszahlung er-
forderlich sind, Steuereinnahmen in Höhe von einem
Viertel der jeweils letzten ausgewiesenen Neuver-
schuldung ein und verwendet diese Mittel zusätzlich
zur Tilgung aller von ihr verwalteten Altschulden. Die
Feststellung der Einzugsbeträge wird dem Stabilitäts-
rat übertragen.
Werden während der Amtszeit einer Regierung des
Bundes oder eines Landes drei Jahre hintereinander
Neuschulden im abgeschlossenen Haushalt ausge-
wiesen, so sind Neuwahlen ihrer Parlamente abzu-
halten. Regierungschef(in) und Finanzminister(in), die
in diesen drei Jahren im Amt waren, gehören der neu-
en Regierung nicht mehr an.

– Eine Sonderregelung ist erforderlich für besonders gro-
ße unabweisbare Haushaltsbelastungen, die vernünf-
tigerweise nicht im Normalverfahren bis zur Auslösung
von Sanktionen getilgt werden können. Für den Bund
könnte man eine derartige Haushaltsbelastung z.B.
durch eine Naturkatastrophe oder eine europäische
Hilfsaktion annehmen, wenn die dadurch verursach-
ten Schulden 1% des BIP übersteigen. Für die Länder
wären vergleichbare Größenordnungen festzulegen.

Diese »großen Neuschulden durch besonderen An-
lass« könnten durch Bundestag und Bundesrat der
Deutschen Finanzagentur zur Verwaltung zugewie-
sen und dort einer im Grundgesetz festgelegten Son-
dertilgungsregelung unterworfen werden: z.B. – bezo-
gen auf den Bund – jährlich 0,2% des BIP. Die für Zins
und Tilgung benötigten Jahresbeträge würden von der
Agentur aus dem Steueraufkommen der betroffenen
Gebietskörperschaft zusätzlich abgerufen. Das wie-
derum führt zu einer Belastung des laufenden Haus-
halts mit ggf. (kleineren) Neuschulden und der dafür
vorgesehenen Regelung.

3. Die Gemeinden müssen in die Bemühungen zum Schul-
denabbau eingebunden werden. Da eine zentrale Deut-
sche Finanzagentur nicht auf einzelne Gemeinden zugrei-
fen kann, müssen die Länder durch das Grundgesetz ver-
pflichtet werden, die für Bund und Länder geltenden Re-
geln unverändert für ihre Gemeinden vorzuschreiben und
dabei sicherzustellen, dass das Verbot neuer Haushalts-
kredite nicht durch neue Kassenkredite umgangen wird. 

Über die Verschuldung ihrer Gemeinden haben die Län-
der dem Stabilitätsrat jährlich zu berichten. Unterlasse-
ne Tilgungen kommunaler Alt- und Neuschulden sind
vom Stabilitätsrat zu quantifizieren. In der festgestellten
Höhe zieht die Deutsche Finanzagentur zu Lasten des
betreffenden Landes zusätzliche Steuereinnahmen ein
und verwendet sie zur Tilgung aller von ihr verwalteten
Altschulden.

4. Jede Schuldentilgung eines Staates ist immer zugleich
auch eine Belastung seiner Bürger. Die hier vorgeschla-
gene Finanzierung der Tilgung durch Verwendung der
»heimlichen Steuererhöhungen« aus der kalten Progres-
sion hat den Vorteil, dass kein Beschluss über Steuerer-
höhungen erforderlich ist. Es entfällt lediglich für eine Rei-
he von Jahren die bisher in größeren Zeitabschnitten mög-
liche Steuersenkung zur »Rückgabe« der heimlichen Steu-
ererhöhungen. Die volkswirtschaftliche Steuerquote wird
sich – ungeachtet aller sonstigen Änderungen des Steu-
errechts – binnen zehn Jahren um 2% erhöhen. Sie bleibt
aber niedriger als die Steuerquote der meisten europäi-
schen Partnerstaaten. Nach der gegenwärtigen politi-
schen Diskussion kann damit gerechnet werden, dass
die Mehrzahl der Bürger diese Tilgungsfinanzierung als
»Versicherungsprämie zur Abwehr eines finanzpolitischen
GAUs« akzeptieren könnte.

5. Schwieriger wird es mit dem Abbau der bisher schon für
die kommenden Jahre geplanten neuen Schulden von
Bund und Ländern. Hier sind zur Vermeidung der vorge-
schlagenen Sanktionen bis spätestens 2016 haushalts-
politische Anpassungen erforderlich. Die außergewöhn-
lich gute Finanz- und Wirtschaftslage Deutschlands macht
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dies aber – im Paket mit der ohnehin notwendigen Grund-
gesetzänderung – zu einer Aufgabe, die politisch lösbar
ist, ohne die Bürger zu überfordern. 

Die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union
sind seit längerem mit der Frage befasst, welche neuen Fi-
nanzregeln zum Abbau überhöhter Staatsschulden getrof-
fen werden sollten. Deutschland tritt dafür ein, zumindest
die beiden Maastricht-Kriterien wieder verbindlich vorzu-
schreiben, d.h. Finanzierungsdefizite nicht über 3% und
Schuldenstände nicht über 60% des BIP – und zwar mit
Sanktionen, die nicht vollautomatisch, sondern erst nach
Verhandlungen oder Gerichtsverfahren zur Anwendung kom-
men. Das hieße für Deutschland erstmals Schuldentilgung,
denn unsere Staatsschuld liegt weit über den 60% des BIP,
und mit der bisherigen Schuldenbremse, d.h. ohne Tilgung,
ist die angestrebte Obergrenze in einer überschaubaren Zeit
nicht zu erreichen. Eine europäische Verständigung auf ver-
bindliche »Maastricht-Kriterien« würde somit auch für
Deutschland neue finanzpolitische Regeln erfordern. 

Das hier vorgeschlagene Konzept würde dem gerecht und
ist im Prinzip auch europatauglich. Es käme aber gegenwär-
tig für die europäischen Krisenstaaten zu früh. Sie müssen
alle politische Kraft darauf verwenden, durch eine Sanierung
ihrer Haushalte das Vertrauen der Gläubiger zurückzugewin-
nen oder zu festigen. Zugleich müssen sie Wettbewerbsfä-
higkeit und Wachstum ihrer Wirtschaft stärken. Das Ziel ei-
nes vollständigen Schuldenabbaus wäre diesen Staaten ge-
genwärtig nicht zu vermitteln. 

Deutschland aber kann sich die Einführung dieses Konzepts
leisten. Das für die Durchsetzung notwendige »politische
Zeitfenster« steht offen, denn die geplanten Haushaltsdefi-
zite sind gering. Die Bürger würden nicht überfordert. Ein Til-
gungsprozess würde die erheblichen Risiken jeder Staats-
schuld abbauen und der Generationengerechtigkeit dienen.
Kanzlerin und Finanzminister würden ihre persönliche Glaub-
würdigkeit auf der europäischen Bühne stärken und zugleich
eine überzeugende Führungsrolle übernehmen. Der deut-
sche Bonitätsvorsprung an den Kreditmärkten würde gefes-
tigt oder sogar ausgebaut. Das könnte in den Staaten
Europas, die sich selbst zu den wirtschaftlich stärkeren zäh-
len, durchaus Nachahmungseffekte auslösen. Führen durch
Vorbild könnte sich als Erfolgsmodell erweisen. Man sollte
das in der europäischen Schuldenpolitik wenigstens einmal
versuchen. 

Ist eine Tilgung der Staatsschulden
möglich und sinnvoll?1

Wir diskutieren, ob nach der Phase der Reduktion der
Budgetdefizite in Europa auch der Schuldenstand redu-
ziert werden soll. Die Antwort ist abhängig von der Höhe
des Schuldenstands eines Landes und von der Fähig-
keit, bei der Konsolidierung arbeitsplatzschonend und
wachstumsfördernd vorzugehen. Dies war bisher nicht der
Fall und wurde von der EU auch zu wenig eingemahnt. In
einer Zukunftsstrategie, mit wissenschaftlicher Begleitung
und der Vision einer »High-Road-Strategie« sollte es mög-
lich sein.

Konsolidierung Akt 1: Stabilisierung des 
Schuldenstands bis 2013

2012 könnte sich die Staatschuld gemessen an der Wirt-
schaftsleistung endlich stabilisieren – fünf Jahre nach dem
Ausbruch der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise. Die
Neuverschuldung kann von 7% (2009, EU 27) auf 4% zu-
rückgeführt werden. Die Stabilisierung erfolgt bei 85% in der
EU 27 (88% EU 15). Die Situation ist nach Ländern unter-
schiedlich, 13 meist »neue« EU-Länder liegen unterhalb der
vom Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP)
vorgegebenen Obergrenze von 60%, fünf Länder haben
Schulden über 100% der Wirtschaftsleistung. Die Gesamt-
situation für Europa kann also durchaus als Schuldenkrise
bezeichnet werden, und sie ist teuer, weil Europa für nied-
rigere Schulden einen höheren Zinssatz zahlt als die USA
und Japan.
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Konsolidierung Akt 2: Abbau des Schulden -
 stands

Ein starker Fokus der EU auf der präventiven Stärkung der
Haushaltsdisziplin sowie der Rückführung der Staatsver-
schuldung ist vor diesem Hintergrund wohlbegründet. Ne-
ben dem Vertrauensverlust der internationalen Investoren,
der sich in verschlechterten Kreditkonditionen und steigen-
den Zinsausgaben niederschlägt, sprechen folgende drei
Erwägungen für den raschen Abbau der öffentlichen Ver-
schuldung: 

– wachstumsdämpfende Wirkungen einer hohen Staats-
schuldenquote, 

– unerwünschte Verteilungseffekte zu Lasten niedrigere Ein-
kommen,

– das Erfordernis den Handlungsspielraum der Wirtschafts-
politik wiederherzustellen (besonders angesichts Klima-
wandel, demographischer Wandel, Wissensgesellschaft).

Beseitigung der Defizite ist Voraussetzung, aber
Wachstum und Beschäftigung sind das Ziel

Die fast ausschließliche Konzentration der europäischen Re-
gierungen auf Budgetkonsolidierung und fiskalische Regel-
werke ist jedoch aus zwei Gründen wenig Erfolg verspre-
chend und auch nicht fiskalisch nachhaltig.

Erstens vernachlässigt sie wichtige Ursachen der aktuel-
len und akuten Schuldenkrise (vgl. zum Folgenden Tichy
2011b). Der Anstieg der Schuldenquote um 25 Prozent-
punkte für die gesamte EU zwischen 2007 und 2012 ist
nicht auf eine undisziplinierte Ausgabenpolitik zurückzu-
führen, sondern primär Resultat der budgetären Kosten
der Finanz- und Wirtschaftskrise.2 Daher sollte den Rah-
menbedingungen, die die Krise verursacht haben, eben-
so starke Bedeutung gegeben werden wie dem Schulden-
abbau. Die »Schuldenkrisenländer« der europäischen Pe-
ripherie weisen zudem Wettbewerbs- und Strukturpro-
bleme auf, die zu zunehmenden realwirtschaftlichen Un-
gleichgewichten innerhalb der EU führten. Allerdings ist
auch richtig, dass in der EU im Vorkrisenjahr 2007 die
Schuldenquote mit 60% des BIP bereits relativ hoch und
damit der Spielraum nach oben – auch zur Krisenbekämp-
fung – begrenzt war. 

Wenn durch die Konsolidierung dem Wirtschaftsprozess
Nachfrage entzogen wird (werden muss), so ist es entschei-
dend, den Entzug und die dadurch entstehenden dämpfen-

den (»keynesianischen«3) Effekte durch eine wachstums-
bewusste Ausgestaltung der einnahmen- und ausgabensei-
tigen Konsolidierungsmaßnahmen zu minimieren4, und wenn
möglich, die privaten Wachstumskräfte so zu stärken, dass
der Wachstumseffekt den Nachfrageeffekt überkompensiert.
Diese Ansicht war vor zwei oder drei Jahren noch Außen-
seiterposition und fand praktisch keine Beachtung (daher
der Appell in Aiginger und Schratzenstaller 2011), er hat bei
der Konsolidierung der Peripherieländer keine Rolle gespielt.
Heute findet er sich vorsichtig in den Dokumenten von OECD
und Weltbank, und populistisch in den Ratings von Stan-
dard & Poor’s. Es grenzt wirklich beinahe an eine Verhöh-
nung der betroffenen Länder, wenn heute die Ratingagen-
tur Standard & Poor’s5 in ihrer Begründung für die Herab-
stufung von einer Reihe von EU-Ländern Mitte Januar be-
tont, dass der Wachstums- und Beschäftigungsaspekt zu
wenig beachtet wird. 

Struktureffekte können Aggregatseffekte 
kompensieren

Eine ausgabenseitig wachstumsfreundliche Konsolidierung
bedeutet, dass die Kürzungen dort vorgenommen werden,
wo es Ineffizienzen gibt (vgl. Hagemann 2012), etwa im
Gesundheitsbereich, für den die OECD ein durchschnittli-
ches Effizienzpotenzial von 2% vermutet, bei gießkannen-
artigen Subventionen, im Bereich des öffentlichen Sek-
tors (z.B. vier Verwaltungsebenen) und bei Militäraus ga-
ben (Griechenland und Portugal haben die höchsten Mili-
tärausgaben und müssen ihre Rüstungskäufe fortsetzen).
Andererseits sollten die Ausgaben in den Zukunftsberei-
chen (Bildung, Forschung, Umwelt) geschont und Wachs-
tumsblockaden gelöst werden. Eine nachhaltige Konsoli-
dierung setzt vor allem an der Ausgabendynamik im Pen-
sions- und im Gesundheitssystem sowie in der öffentlichen
Verwaltung an.

Um den privaten Konsum möglichst wenig zu beeinträchti-
gen, sollten Kürzungen bei Pensionen oder Gehältern im öf-
fentlichen Dienst die unteren Einkommen ausnehmen; gleich-
zeitig könnte die Sparförderung eingeschränkt werden. Er-
gänzend können sowohl für Unternehmen als auch für die
privaten Haushalte Anreize für private, insbesondere um-
weltfreundliche Investitionen gesetzt werden. 
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2 Noch drastischer fiel dieser Anstieg übrigens in der gesamten Gruppe
der Industrieländer aus: Für diese schätzt der IWF (2011) einen Anstieg
um 38 Prozentpunkte zwischen 2008 und 2015, wobei 18 Prozentpunk-
te auf das Wirken der automatischen Stabilisatoren, 7 Prozentpunkte auf
Zinssteigerungen, 6 Prozentpunkte auf die Konjunkturpakete und 7 Pro-
zentpunkte auf Hilfen für den Finanzsektor zurückzuführen seien.

3 Vgl. für einen Überblick über aktuelle empirische Literatur zur empirisch
nach wie vor offenen Kontroverse »keynesianische« bzw. kontraktive ver-
sus »nicht-keynesianische« bzw. expansive Wirkungen von Budgetkon-
solidierungen Schratzenstaller (2010); für eine skeptische Einschätzung
möglicher expansiver Effekte von Budgetkonsolidierungen vgl. Guajardo,
Leigh und Pescatori (2011) und Perotti (2011).

4 Vgl. zum Folgenden Aiginger und Schratzenstaller (2011); viele dieser Emp-
fehlungen werden bestätigt durch einige neue OECD-Studien (Suther-
land, Hoeller und Merola 2012; Hagemann 2012).

5 Nachdem die Ratingagentur allerdings die vorhergehenden Herabstufun-
gen gerade mit hohen und steigenden Defiziten bzw. Schuldenständen be-
gründet hatte (vgl. Tichy 2011a).
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Einnahmenseitig bedeutet das, das Steuersystem beschäf-
tigungs- und wachstumsfreundlicher zu machen. Das heißt
z.B., Steuern auf Arbeit, Konsum, Unternehmensgewinne
nicht zu erhöhen. Die Erhöhung von Sozialversicherungs-
beiträgen sowie von Lohn- und Körperschaftsteuer, aber
auch der verteilungspolitisch problematischen Mehrwert-
steuer sollte daher vermieden werden. Vielmehr sollte eine
fiskalisch, aber auch sozial und ökologisch nachhaltige und
wachstums- und beschäftigungsfreundliche Konsolidie-
rungsstrategie vorrangig auf Steuern mit erwünschten Len-
kungseffekten basieren: insbesondere Umweltsteuern (die
in den letzten Jahren in den EU-Mitgliedsländern ein tenden-
ziell sinkendes Gewicht aufweisen) sowie Steuern auf Ta-
bak- und Alkoholkonsum, aber auch bestimmte vermögens-
bezogene Steuern, die relativ wachstums- und beschäfti-
gungsverträglich sind und die steigende Spreizung der Ver-
mögen etwas abmildern können (Grundsteuer, Erbschafts-
und Schenkungssteuer). Gleichzeitig sollten die Steuersys-
teme nach wirtschaftspolitisch kontraproduktiven Ausnah-
meregelungen (etwa ökologisch fragwürdige Steuervergüns-
tigungen) oder Vergünstigungen mit zweifelhafter sozialer
Treffsicherheit (beispielsweise der ermäßigte Umsatzsteuer-
satz für Güter und Dienstleistungen, die nicht zum sozio-kul-
turellen Existenzminimum gehören) durchforstet werden; de-
ren Einschränkung würde die Abgabensysteme vereinfa-
chen und transparenter machen.

Zwischenbilanz: Die Medizin wird verabreicht,
das Ziel ist vergessen

Ebenso wichtig wie die Struktur der Konsolidierungspro-
gramme ist ihre Einbettung in eine proaktive Strategie und
in eine Vision, was durch die Konsolidierung langfristig er-
reicht werden soll: den notwendigen Ausgabenkürzungen
sollten verstärkte öffentliche Ausgaben für die bereits an-
gesprochenen Zukunftsbereiche gegenüber stehen. We-
sentlicher Bestandteil sollte auch die Verbesserung der in
vielen EU-Ländern aus Wachstums- und Beschäftigungs-
perspektive unbefriedigenden Struktur des Gesamtabga-
bensystems sein, d.h. die Entlastung vor allem der unteren
und mittleren Einkommen von arbeitsbezogenen Abgaben,
gegenfinanziert durch die Erhöhung von Umweltsteuern und
bestimmten vermögensbezogenen Steuern (vgl. dazu auch
Prammer 2011).

Bisher liegt kein umfassender Überblick über Volumen und
Struktur der Konsolidierungsprogramme der EU-Länder vor.
Zwar ist den nationalen Stabilitätsprogrammen zu entneh-
men, dass einer zentralen Empfehlung der einschlägigen Li-
teratur, nämlich primär ausgabenseitig zu konsolidieren (vgl.
zu den Erfolgsbedingungen Pitlik, Gruber und Walterskir-
chen 2010; Molnar 2012), um nachhaltige Konsolidierungs-
erfolge zu erzielen, weitgehend gefolgt wird (vgl. European
Commission 2011). Mehr ist über Abgabenerhöhungen be-

kannt (vgl. European Commission 2011). Die häufigste Maß-
nahme ist die Erhöhung spezieller Verbrauchssteuern (Um-
welt-, Tabak- und Alkoholsteuern). Sehr häufig wurde auch
die Umsatzsteuer erhöht, vorwiegend in Form der Erhöhung
des regulären Umsatzsteuersatzes. 16 EU-Länder hoben
seit 2008 ihren regulären Umsatzsteuersatz an, so dass
der EU-durchschnittliche Umsatzsteuersatz zwischen 2007
und 2011 von 19,5% auf 20,8% stieg. Auch die Einkom-
mensteuer wurde recht häufig erhöht, wobei primär Aus-
nahmeregelungen abgeschafft wurden. Acht EU-Länder er-
höhen den Spitzensteuersatz oder führen einen zusätzlichen
höheren Spitzensteuersatz für sehr hohe Einkommen ein.
Kaum wurden dagegen Sozialversicherungsbeiträge, die
Körperschaftsteuer oder vermögensbezogene Steuern er-
höht. Vor dem Hintergrund der genannten Anforderungen
an die nachhaltige Ausgestaltung von Steuererhöhungen zur
Budgetkonsolidierung ergibt sich also eine gemischte Bi-
lanz: Zwar werden vielfach Umweltsteuern und andere Steu-
ern auf public bads erhöht, allerdings in der Regel nicht im
Rahmen längerfristig angelegter stufenweiser Ausbaupläne,
sondern einmalig und vorrangig zu fiskalischen Zwecken.
Aus Nachhaltigkeitssicht günstige vermögensbezogene
Steuern werden kaum stärker ausgeschöpft, sehr stark da-
gegen die aus Nachhaltigkeitssicht eher ungünstig zu be-
urteilende Mehrwertsteuer.

Einbettung in Wachstumsstrategie fehlt

Noch seltener werden die Konsolidierungsprogramme der
EU-Länder durch proaktive Maßnahmen unterfüttert. Zu-
sätzliche Ausgaben für Bildung und Forschung wie in
Deutschland oder für Universitäten, Bildung, Forschung und
thermische Sanierung wie in Österreich sind eher Einzelfäl-
le.6 Insgesamt fehlt es sowohl in den einzelnen EU-Ländern
als auch auf EU-Ebene an einer energischen wachstums-
förderlichen Finanzpolitik, die Ausgaben- wie Abgabenstruk-
tur so gestaltet, dass sie die langfristigen Wachstums- und
Beschäftigungspotenziale stärken.

Eine Konsolidierung hat nur dann geringe negative Anfangs-
folgen und letztlich einen positiven Wachstumseffekt, wenn
die Notwendigkeit der Konsolidierung gut kommuniziert ist
und die Bevölkerung glaubt, dass am Ende einer Konsoli-
dierungsperiode eine zukunftsfähige Wirtschaft steht. Kon-
solidierung braucht eine Vision, welche Strukturen, Sekto-
ren, Aktivitäten nach einer schwierigen Periode den Auf-
schwung tragen. Dies setzt eine faire Lastenverteilung und
Optimismus in die politischen und wirtschaftlichen Struktu-
ren voraus, wie sie in Ansätzen von der neuen italienischen
Regierung erzeugt werden, die in Griechenland aber noch
fehlen.
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6 Zumal auch hier angemahnt wird, dass mit diesen Offensivmaßnahmen der
tatsächliche Finanzbedarf für diese Zukunftsbereiche keineswegs abge-
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Europäische Reformen und Unterlassungen

Am weitesten sind die Konsequenzen bisher in der Über-
arbeitung der Fiskalarchitektur. Der neue Fiskalpakt sieht
ein strikteres Regelwerk zum Abbau von Defiziten und
Schuldenständen vor, das vorzugsweise nationalstaatlich
verankerte »Schuldenbremsen«, eine stärkere Fokussie-
rung auf den Abbau des Schuldenstands, einen automa-
tischen Korrekturmechanismus bei Abweichung von den
vorgegebenen Verschuldungszielen sowie die Vorabmel-
dung der geplanten Aufnahme neuer Schulden durch die
Mitgliedstaaten umfasst. Über den begrenzten Rahmen
der Haushaltspolitik hinausgehend, erfordert die Wieder-
herstellung und Sicherung tragfähiger öffentlicher Finan-
zen in der EU die Erfüllung einiger zentraler Rahmenbe-
dingungen, die an den wichtigsten Ursachen der Schul-
denkrise in der EU ansetzen bzw. einen koordinierten Schul-
denabbau in der EU ermöglichen (vgl. hierzu auch Tichy
2011; Ederer 2011). 

Erste Ansätze gibt es in der Verbesserung der Regulie-
rung der Finanzmärkte (systemische Aufsicht, höhere Ei-
genkapitalquoten). Eine bessere Regulierung der Finanz-
märkte ist unverzichtbar, um künftige Finanz- und Wirt-
schaftskrisen sowie selbstverstärkende Dynamiken, die
Schuldenkrisen verstärken, zu vermeiden. Dazu gehören
etwa das Verbot bestimmter hoch spekulativer Finanzin-
strumente, die Kontrolle von Schattenbanken und Hedge -
fonds, aber auch die Beschränkung der Rolle der Rating-
agenturen sowie privater Vereine zur Feststellung eines
»Kreditereignisses« und die Einführung einer Finanztrans-
aktionssteuer. 

Wenig Fortschritte gibt es bei der Beseitigung der real-
wirtschaftlichen Ungleichgewichte in der EU und der
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der südosteuropäi-
schen Länder (der akuten Schuldenkrisenländer); durch
den Abbau von Regulierungen, die zur Entstehung dua-
ler Arbeitsmärkte führen, ebenso wie durch den Aufbau
einer modernen Infrastruktur sowie den Ausbau der Bil-
dungssysteme und eine ökologisch wie sozial nachhal-
tige Innovationspolitik. Die OECD empfiehlt, die Konso-
lidierungsprogramme EU-weit abzustimmen, nicht nur
inhaltlich, sondern auch zeitlich: Denn wenn der Groß-
teil der Mitgliedsländer möglichst zügig – wie im Prinzip
von der EU-Kommission gefordert – Defizite und Schul-
den abbaut, so besteht die ernsthafte Gefahr, dass sich
die derzeit erwartete Stagnation in der EU zu einer Re-
zession verstärkt. Vor allem die gleichzeitige Implemen-
tierung einer »Schuldenbremse«, zu deren Einführung
bis spätestens Ende 2012 sich die Eurozonenländer so-
eben verpflichteten, mit kurzen Übergangszeiträumen
bis zur Erreichung eines strukturellen Defizits von nahe
null könnte den derzeitigen Konjunkturabschwung ver-
schärfen.

Welche Nachfragekomponenten sollen 
Staatsausgaben ersetzen?

Die Reduktion des Budgetdefizits erfordert, dass eine an-
dere Nachfragekomponente die gesamtwirtschaftliche Nach-
frage stabilisiert. Das können der private Konsum, die pri-
vaten Investitionen oder das Ausland (durch einen Export-
überschuss des stabilisierenden Landes) sein. 

Wenn alle europäischen Länder gleichzeitig konsolidieren,
entfällt der Exportüberschuss als »Weißer Ritter«. Einzige
Möglichkeit wäre hier ein Aktivum Europas gegenüber nicht-
europäischen Ländern. Deutschland hat in den letzten Jah-
ren seine Konsolidierung durch einen steigenden Export-
überschuss ermöglicht, doch scheint dies insofern auf Gren-
zen zu stoßen, als ein Leistungsbilanzüberschuss von 6%
der Wirtschaftsleistung nicht mehr leicht erhöht werden kann:
auch aus politischen Gründen, da eine solche Politik im Prin-
zip eine Beggar-thy-neighbour-Politik darstellt und als sol-
che auf die Dauer auch auf politische Widerstände der Län-
der stoßen dürfte, mit denen enge Handelsverflechtungen
bestehen, insbesondere also innerhalb der EU selbst. Eher
ist ein Rückgang zu erwarten, da gerade 2012 die Nachfra-
ge in den Emerging Countries (China, Indien; Brasilien) nicht
mehr so extrem steigt. Eine zweite Möglichkeit wäre eine
Senkung der Sparquote durch einen besonders dynami-
schen Konsum. Deutschland hatte in den vergangenen Jah-
ren jedoch eine steigende Sparquote, dies war die Kehrsei-
te des Versuchs, die hohen Lohnkosten im Bereich der un-
qualifizierten Arbeit zu reduzieren, und generell Folge der
steigenden Spreizung zwischen hohen und niedrigen Ein-
kommen (vgl. dazu OECD 2011). Eine weitere Möglichkeit
wäre eine verstärkte private Investitionstätigkeit. Allerdings
haben die deutschen Unternehmen trotz steigender Be-
triebsüberschüsse einen immer geringeren Teil in Investitio-
nen im Inland umgesetzt. Hatte Deutschland im Jahr 2000
59% des Betriebsüberschusses (inkl. Selbständigeneinkom-
men) investiert, waren es 2011 nur 45%.

Alle diese Überlegungen zeigen, dass es nicht einfach ist,
eine noch stärkere Budgetkonsolidierung durchzuführen, als
es jetzt der Fall ist. Eine gute Zeit für einen Schuldenabbau
ist eine Periode mit optimistischen und stabilen Erwartun-
gen, in der die Unternehmer jeden Gewinn in Investitionen
umsetzen und jede Senkung der Schuldenquote als Indi-
kator für sinkende Steuerleistungen interpretieren. Ebenso
wenn Konsumenten steigende Einkommenserwartungen
sofort für einen Anstieg des Konsums nutzen. 

EU-2020-Strategie darf nicht Opfer der 
Konsolidierung werden

Deswegen müsste eine Konsolidierungsperiode von einer
Politik begleitet werden, in der die Binnennachfrage stimu-
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liert wird, durch höhere Lohnabschlüsse, niedrigere Steu-
ern für den Faktor Arbeit und steigende Umweltinvestitio-
nen. In anderen Worten durch eine Konsolidierungsphase,
die von einer Wachstumspolitik begleitet und überkompen-
siert wird. Konsolidierung ist die Voraussetzung für einen
neuen Spielraum in der Politik, eine neue Wachstumsstra-
tegie ist das Ziel. Eine Konsolidierung, die nach dem Aus-
gleich des Budgets den Abbau der Schulden in Angriff
nimmt, ohne gleichzeitig einen neuen Wachstumskurs zu
verfolgen, ist nicht sinnvoll und möglich, und sie kann vor
allem nicht nachhaltig sein – weder fiskalisch noch aus
Wachstums- und Beschäftigungssicht, aber auch nicht
ökologisch oder sozial.

Ein neuer Wachstumskurs Europas ist theoretisch in der
Europa-2020-Strategie konzipiert. Europa soll ein intelli-
gentes, integratives, ökologisch nachhaltiges Wachstum
anstreben

• Intelligent, d.h. auf Wissen und Innovation gestützt,
• integratives Wachstum, d.h. mit hoher Beschäftigung,

sozialem und regionalem Zusammenhalt,
• ökologisch nachhaltig, d.h. ressourcenschonend, mit sin-

kendem Energieverbrauch.

Dieser neue Wachstumspfad wurde jedoch schon in den
ersten Jahren der geplanten Umsetzung ein Opfer der
Budgetkonsolidierung. In dem ersten Semesterzeugnis,
in dem die Europäische Kommission Budget und Wachs-
tumsstrategie gemeinsam beurteilen sollte, werden prak-
tisch nur Noten für die Konsolidierung vergeben. Ob die
Konsolidierungsstrategie Wachstumsziele und Vollbe-
schäftigung in ihren Maßnahmen berücksichtigt, etwa
durch eine beschäftigungsfreundliche Abgabenstruktur
oder eine wachstumsfördernde Ausgabenstruktur, wird
nicht beachtet.

Ein neuer Kurs muss analytisch begleitet und
empirisch untermauert werden

Auch deshalb hat die EU-Kommission jetzt ein großes For-
schungsprojekt ausgeschrieben, in dem der Übergang zu
dieser Offensivstrategie in Richtung einer sozio-ökologi-
schen Transformation des Europäischen Wirtschafts- und
Gesellschaftsmodells wissenschaftlich untermauert und
begleitet wird (vgl. Aiginger 2012). Das WIFO soll mit 32
europäischen Partnern bis 2016 die analytischen Grund-
lagen für einen neuen wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Wachstumspfad ausarbeiten. Dies ist besonders
wichtig, weil auch der Gipfel der Regierungschefs im Jän-
ner 2012 gezeigt hat, dass jedes Land etwas anderes un-
ter Wachstumspolitik versteht: Großbritannien setzt primär
auf Liberalisierung und Deregulierung, Deutschland auf
Preis- und Kostenstabilität und Budgetdisziplin, Frankreich

auf Begrenzung der negativen Folgen der Globalisierung.
Die Wachstumstheorie betont den Wert von Bildung, In-
novation für das mittelfristige Wachstum, die Umweltöko-
nomie betont die niedrigen Kosten und großen Ertrags-
chancen von Vorreitern einer Ökologisierung und die ho-
hen Kosten der Follower. Daneben darf auch die Rolle der
Institutionen – eine leistungsfähige Verwaltung, Korrupti-
onsbekämpfung sowie der Abbau von Monopolrenten
durch Deregulierung – nicht vernachlässigt werden.

Eine Budgetkonsolidierung ist eine wichtige Vorausset-
zung für die Wiederherstellung des Handlungsspielraumes
der Politik. Eine Wachstumspolitik mit sozialem und öko-
logischem Fokus ist die Bedingung, dass die Konsolidie-
rung ohne Verlust von Arbeitsplätzen funktionieren kann.
Dann, und nur dann werden Konsum und Investitionen die
Nachfrage stärker erhöhen, als die Budgetkonsolidierung
sie senkt.

Zuerst Kurswechsel, dann Schuldenabbau 
(stärker für hochverschuldete Länder)

Eine Reduktion des Niveaus der Staatsschulden bleibt das
langfristige Ziel. Sie sollte früher beginnen, dort wo der
Schuldenstand am höchsten ist, später dort wo er unter
oder knapp bei 60% der Wirtschaftsleistung liegt. Solan-
ge allerdings schon die Reduktion der Defizite nicht genü-
gend auf eine umfassend verstandene Nachhaltigkeit Rück-
sicht nimmt, kann eine noch stärkere Einschränkung der
Staatsausgaben oder Erhöhung von Steuern auf Konsum
und Investitionen nicht empfohlen werden. In einer neuen
Wachstumsphase, getragen durch Optimismus innerhalb
eines solidarischen, weiter wachsenden Europas inkl. In-
tegrationsangebote an die dynamischen Nachbarn im Os-
ten und Süden ist der Schuldenabbau möglich und sinn-
voll. Also ist zuerst ein Kurswechsel in Richtung integrati-
ves und nachhaltiges Wachstum sowie die Reduktion der
dramatisch hohen Jugendarbeitslosigkeit anzustreben und
dann erst ist ein forcierter Schuldenabbau möglich und
sinnvoll.
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Die Staatsschuldentilgung funktioniert!

Im Sommer 2011 gaben 63% der Deutschen die Staats-
verschuldung als ihre größte Sorge an.1 Anlass dazu besteht
genug, stieg doch die Pro-Kopf-Verschuldung zwischen
2008 und 2010 um 27% und erreichte den Rekordstand von
24 450 Euro (vgl. Statistisches Bundesamt 2010). Beson-
ders schwer wiegt dabei die langfristig stark sinkende Be-
völkerungszahl (vgl. Statistisches Bundesamt 2009). Da-
durch müssen die immer weiter steigenden Schulden von
immer weniger Menschen getragen werden.

Folgen und Risiken der Staatsverschuldung

Während die Zunahme der Staatsverschuldung eine Tat-
sache ist, gibt es immer wieder Stimmen, die darin kein
großes Problem sehen. Dabei sind die Folgen ausufern-
der öffentlicher Verschuldung in Europa zurzeit unüberseh-
bar. Verlieren die Märkte das Vertrauen in die Kreditwür-
digkeit eines Staates, löst dies eine Abwärtsspirale aus,
die ohne fremde Hilfe nicht mehr aufzuhalten ist, wie das
Beispiel Griechenland zeigt. Die hohe Verschuldung eini-
ger EU-Staaten veranlasst die Europäische Zentralbank
(EZB) immer wieder, den Mitgliedstaaten direkte Kredite
in Form des Ankaufs von Staatsanleihen zu gewähren. Da-
durch handelt die EZB entgegen ihrer eigentlichen Aufga-
be – der Sicherung der Preisstabilität, welche eine restrik-
tive Geldpolitik erfordert. Aber auch die indirekte Finan-
zierung der EU-Mitgliedstaaten durch die Zentralbank hat
in jüngster Zeit stark zugenommen. Dabei vergibt die Zent -
ralbank Kredite an Banken, die diese an die Mitgliedstaa-
ten zur Haushaltsfinanzierung weiterverleihen. Die günsti-
ge direkte oder indirekte Zent ralbankfinanzierung des Haus-
haltes verleitet allerdings zu immer geringerer Haushalts-
disziplin, bis irgendwann die Blase des öffentlichen Kredits
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platzt – mit der Folge eines drastischen Vertrauensverlus-
tes in den Euro. 

Deutschland genießt im Moment noch relativ großes Ver-
trauen auf dem Kreditmarkt. Allerdings kann sich das auch
ändern. Die öffentliche Verschuldung nach dem Maastricht-
Vertrag ist allein zwischen 2008 und 2010 um 413 Mrd. Euro
auf 2 062 Mrd. Euro gestiegen (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2010). Des Weiteren werden sich die Stabilisierungs-
maßnahmen auf EU-Ebene, wie beispielsweise der Europäi-
sche Krisenfonds, in bisher schwer einzuschätzender Inten-
sität auf den Haushalt auswirken. So warnte die Ratingagen-
tur Standard & Poors im September letzten Jahres, dass je
nach Ausgestaltung des EU-Rettungsschirms auch eine Be-
lastung des Ratings von Deutschland möglich wäre (vgl.
Frankfurter Allgemeine Zeitung 2011).

Folglich ist auch keineswegs gegeben, dass der gegen-
wärtige niedrige Zinssatz der öffentlichen Schuld erhalten
bleibt. In den kommenden Jahren muss wieder mit stei-
genden Zinssätzen gerechnet werden (vgl. Deutsche Bun-
desbank 2010, 26 ff.). Dabei spielen verschiedene Fakto-
ren eine Rolle, wie etwa die Entwicklung der Zinssätze in an-
deren europäischen Ländern und den USA oder das Ver-
halten großer internationaler Kreditgeber, die gegen einzel-
ne Bundesländer oder gar den Bund spekulieren könnten.
Ein Ansteigen der Zinssätze kann innerhalb kürzester Zeit
zu erheblichen Mehrausgaben für die öffentliche Hand füh-
ren und stellt damit ein erhebliches Risiko dar. 

Ein Acht-Punkte-Plan zum Abbau der deutschen
Schuldenlast

Unter den gegebenen Umständen stellt die Entschuldung
der öffentlichen Haushalte eine Aufgabe von essentieller
Wichtigkeit dar.

Hierzu hat das Institut für den öffentlichen Sektor ein Po-
sitionspapier mit dem Titel »Runter vom Schuldenberg –
Plädoyer für eine nachhaltige und transparente Finanz -
politik« veröffentlicht (Institut für den öffentlichen Sektor
2011). Die Autoren des Positionspapiers – Dr. Heinz Dürr,
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, Prof. Dr. Dr. h.c. Dietrich Bu-
däus, Dr. Bernd Lüthje, Dr. Manfred Overhaus, Prof.
Dr. Hannes Rehm, Ulrich Maas und Diethelm Harwart – zei-
gen darin einen Lösungsweg auf. Im Zentrum steht dabei
ein Acht-Punkte-Programm, mit Hilfe dessen die deutschen
Staatsschulden binnen einer Generation abgebaut werden
könnten, ohne dabei die Bevölkerung in unzumutbarer Wei-
se zu belasten.

Um eine Herausforderung dieser Größenordnung zu be-
wältigen, müssen allerdings teils tiefgehende Eingriffe in ver-
fassungsrechtlich verankerte Prinzipien wie dem Haushalts-

recht des Parlaments oder der finanzwirtschaftlichen Be-
ziehungen zwischen Bund, Ländern und Kommunen vor-
genommen werden.

Erstens muss die Wirksamkeit der Schuldenbremse in Art.
115 GG, Abs.2 gestärkt werden. Dies bedeutet zunächst,
dass die in der bisherigen Regelung zulässige Neuverschul-
dung des Bundes in Höhe von 0,35% entfällt. Unvermeid-
bare neue Kredite müssen jeweils im Folgejahr durch Haus-
haltsausgaben vollständig getilgt werden. Einzig Neuver-
schuldungen aufgrund von Naturkatastrophen und außer-
gewöhnlichen Notsituationen bilden eine Ausnahme. In ei-
nem solchen Fall wird allerdings eine Zwei-Drittel-Mehrheit
von Bundestag und Bundesrat sowie eine angemessene Til-
gungsregelung zur Bewilligung benötigt. Des Weiteren tritt
die Schuldenbremse für Bund und Länder bereits zum 1. Ja-
nuar 2013 in Kraft und nicht wie bisher geregelt erst 2016
für den Bund und 2020 für die Länder.

Zweitens erfordert eine Stärkung der Schuldenbremse ein
sozial gerechtes Maßnahmenpaket zum Abbau der Haus-
haltsdefizite. Neben einer Umgestaltung des Steuersystems
hin zu mehr sozialer Ausgewogenheit beinhaltet dieses Pa-
ket auch Maßnahmen auf der Ausgabenseite. Hierbei ist
ein hohes Maß an politischer Überzeugungsarbeit nötig, um
einen gesellschaftlichen Konsens zu erzeugen. Im Zuge die-
ser Maßnahmen ist ebenso eine konsequente Überprüfung
der zahlreichen Subventionen und Steuervergünstigungen
notwendig.

Drittens wird durch Änderung des Grundgesetzes die »Fi-
nanzagentur des Bundes« in eine von Weisungen unab-
hängige »Deutsche Finanzagentur« umgewandelt, der die
Verwaltung der Schulden von Bund und Ländern zukommt.
Um die Transparenz zu erhöhen, übernimmt sie auch die
Verwaltung der Schulden aller Nebenhaushalte des Bun-
des und berichtet im Internet über den aktuellen Stand der
verwalteten Schulden. 

Viertens dürfen für die Zinszahlung keine neuen Kredite auf-
genommen werden, vielmehr werden die dafür benötigten
Mittel zulasten des Bundes und der einzelnen Länder aus
dem Steueraufkommen vor Abführung an die Haushalte ab-
gerufen – so wie es bereits für die EU-Finanzierung und
den Länderfinanzausgleich der Fall ist.

Fünftens werden die Schulden des Bundes und der Län-
der über die Anschlussfinanzierung für fällig werdende
Schuldtitel Schritt für Schritt in eine Gesamtschuld um-
gewandelt, die formal eine Schuld des Bundes ist. Da-
durch werden vor allem Spekulationen gegen einzelne Bun-
desländer erschwert. Es ergeben sich dabei keine spür-
baren Lastenverschiebungen zwischen Bund und Ländern,
da zwischen Ihnen keine erheblichen Zinsunterschiede be-
stehen.

i fo  Schne l ld ienst  5/2012 –  65.  Jahrgang

12



Zur Diskussion gestellt

Sechstens wird für die Tilgung der Schulden neben erspar-
ten Zinsen die Progressionswirkung der Einkommenssteu-
er genutzt. Durch diese steigt der Anteil des Steuerauf-
kommens am BIP in Deutschland jährlich um 0,2 Prozent-
punkte. Bisher wurden diese «heimlichen Steuererhöhun-
gen« in regelmäßigen Zeitabständen durch Steuersen -
kungen ausgeglichen (vgl. Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2011,
207 ff.). Diese Progression wird zur Schuldentilgung ver-
wendet, indem 0,2% des BIP des Vorjahres, ansteigend
um 0,2% jährlich auf maximal 2% des BIP, abgeführt wer-
den. Durch diese Regelung könnte die jährliche Tilgung
innerhalb von zehn Jahren auf 70 Mrd. Euro jährlich zuzüg-
lich Zinsersparungen ansteigen (vgl. Institut für den öf-
fentlichen Sektor 2011). 

Siebtens muss Fehlverhalten sanktioniert werden, um die
Wirksamkeit einer Schuldenbegrenzung sicherzustellen. Soll-
te der Bund oder ein Bundesland vier Jahre hintereinander
Haushaltsdefizite aufweisen, erhält die neue »Deutsche Fi-
nanzagentur« das Recht, zusätzlich ein Viertel des letzten
Defizits zur Schuldentilgung einzuziehen. Entstehen wäh-
rend der Amtszeit einer Bundes- oder Landesregierung drei
Jahre hintereinander Haushaltsdefizite, so sind Neuwahlen
erforderlich.

Achtens müssen schlussendlich auch die Kommunen in den
Schuldenabbau mit einbezogen werden. In diesem Sinne
werden die Länder per Grundgesetz verpflichtet, entspre-
chende Regelungen für ihre Kommunen zu schaffen und dem
Stabilitätsrat jährlich über deren Verschuldung zu berichten.

Mit diesem Plan könnte Deutschland seine Staatsverschul-
dung abbauen und damit die Bonität deutscher Staatsan-
leihen nachhaltig sichern. Wichtig dabei ist, dass die neuen
Regelungen im Grundgesetz verankert werden, um sie ei-
ner beliebigen Korrektur seitens der Politik zu entziehen.
Wenn Deutschland seine öffentlichen Finanzen in den Griff
bekommt, kann es mit gutem Beispiel vorangehen und auch
von anderen europäischen Staaten verstärkten Einsatz zur
Haushaltssanierung einfordern.

Nachhaltige und transparente Finanzpolitik 

Damit eine solche Strategie zum Schuldenabbau Wirkung
zeigen kann, bedarf es jedoch ebenso einer nachhaltigen
und transparenten Finanzpolitik, welche die finanziellen Fol-
gen öffentlichen Handelns sowie die tatsächlich eingegan-
genen Verbindlichkeiten aufzeigt. Das klassische kamerale
Haushalts-und Rechnungswesen kann diesen Ansprüchen
allerdings nicht gerecht werden, denn es gibt weder Aus-
kunft über die Höhe des tatsächlichen Ressourcenver-
brauchs noch über die Höhe der tatsächlichen Bestands-
größen, insbesondere der Verschuldung.

So sind Pensionszahlungen und Beihilfen, die den größten
Anteil der impliziten Schulden darstellen, bisher nur mit den
jeweiligen Jahrestranchen erfasst. Die Gesamtsumme der
daraus resultierenden Verpflichtungen erscheint nicht im
Haushalt, sondern wird bestenfalls in Nebenrechnungen auf-
geführt. Dabei sind in Deutschland diese impliziten Staats-
schulden um einiges größer als die Kaptalmarktschulden
(vgl. Stiftung Marktwirtschaft 2011). 

Aber auch in anderen Bereichen fehlt es an Transparenz über
die tatsächliche Verschuldung. So ist beispielsweise bei Ga-
rantien und Bürgschaften, wie sie beispielsweise vom Bund
im Zuge der Finanzkrise eingegangen wurden, oftmals der
Grad der Verbindlichkeit nicht ersichtlich. Bezüglich der Ka-
pitalmarktverschuldung der Gebietskörperschaften beste-
hen ebenso erhebliche Transparenzdefizite. Viele Gebiets-
körperschaften bedienen sich dezentraler, verselbständigter
Einheiten für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben, wodurch ein
Überblick über die Gesamthöhe der Verschuldung schwie-
rig wird. Daher bedarf es eines einheitlichen Informationssys-
tems für alle Gebietskörperschaften, das auch die Verbind-
lichkeiten und Vermögen rechtlich selbständiger dezentraler
Einheiten wie z.B. öffentlicher Unternehmen einbezieht und
ebenso Auskunft über implizite Schulden gibt.

Die klassische Einnahme- und Ausgaberechnungen der Ka-
meralistik muss daher durch standardisierte Informationen
über den Ressourcenverbrauch und die Höhe der explizi-
ten und impliziten Staatsverschuldung ergänzt werden. Dies
wird am besten durch die Integrierte Verbundrechnung (IVR)
auf Grundlage der doppischen Buchführung erreicht. Die
IVR beinhaltet ein Drei-Komponenten-System bestehend
aus einer Ergebnisrechnung mit Erträgen und Aufwendun-
gen, einer Bilanz mit Vermögen und Schulden und einer Fi-
nanzrechnung mit Einnahmen und Ausgaben, ergänzt um
eine Kosten- und Leistungsrechnung. Mit Hilfe dieser Instru-
mente lassen sich sowohl Ressourcenherkunft und-ver-
brauch eines Haushaltsjahres ermitteln, als auch die tatsäch-
liche Vermögens- und Schuldenlage herauslesen. Durch die
Kosten- und Leistungsrechnung werden zusätzlich die Leis-
tungen ausgewiesen und den entsprechenden Kosten und
Budgets zugerechnet. 

Nur durch Schaffung institutioneller Transparenz kann das
Ausmaß des Verschuldungsproblems in seiner Gesamtheit
erkennbar gemacht werden. Dies ist eine wichtige Voraus-
setzung, um einen gesellschaftlichen Diskurs zur Lösungs-
findung zu ermöglichen. 

Die Wiederbelebung der Kommunen

Zuletzt muss auch die Handlungsfähigkeit der Kommunen
verbessert werden. Im Grundgesetz ist das Prinzip der Kom-
munalen Selbstverwaltung in Art.28, Abs.2, Satz 1 veran-
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kert. Durch die prekäre Haushaltslage mussten viele Kom-
munen jedoch wesentliche Haushaltsrechte an die Kommu-
nalaufsicht abgeben und sind dadurch weitgehend hand-
lungsunfähig geworden (vgl. Deutscher Städtetag 2011).

Daneben hat sich das Verhältnis von Bund, Ländern und
Kommunen in Bezug auf die Aufgaben- und Ausgabenver-
antwortung in den letzten Jahren verstärkt zu Lasten der
Kommunen verschoben, die dadurch immer mehr zum Voll-
zugsinstrument degradiert werden. Auch das Konnexitäts-
prinzip, welches besagt, dass den Kommunen vom Land
nur dann zusätzliche Verantwortungen übertragen werden
dürfen, wenn die dafür benötigten Mittel ebenso aus dem
Landeshaushalt bereitgestellt werden, wird in der Praxis oft
nicht eingehalten. 

All diese Punkte verschärfen die ohnehin schon äußerst kri-
tische Finanzlage der Kommunen. Während die Sozialaus-
gaben weiter steigen und 2010 über 42 Mrd. Euro betru-
gen (vgl. Deutscher Städtetag 2012), schwanken die Ein-
nahmen stark. Dies liegt daran, dass sich die Steuerein-
nahmen der Kommunen zu 75% aus der Gewerbe- und Ein-
kommensteuer zusammensetzen (vgl. Deutscher Städtetag
2011, 82), von welchen vor allem erstere in hohem Maße
konjunkturabhängig ist. 

Daher kann ein Abbau der Staatsverschuldung nur dann ge-
lingen, wenn auch auf kommunaler Ebene ein finanziell nach-
haltiges Wirtschaften umgesetzt wird. Dabei ist es von zen-
traler Bedeutung, das Leistungsangebot der Kommunen
stärker an die Bedürfnisse der Bürger anzupassen. Ziel muss
es sein, die Bürgerinnen und Bürger über ihre Zahlungsbe-
reitschaft stärker in die Entscheidung über den Umfang kom-
munaler Leistungen einzubinden. Daneben besteht auch bei
Gebühren und Beiträgen noch ein erhebliches Einnahme-
potenzial, denn obgleich Kommunen damit keine Überschüs-
se erzielen dürfen, so liegt in den meisten Gebührenhaus-
halten eine Kostendeckung von unter 90% und damit ein
Spielraum zur Gebührenerhöhung vor. 

Finanziell nachhaltiges Wirtschaften bedeutet aber auch,
dass die Möglichkeiten zur kommunalen Neuverschuldung
eingegrenzt werden. Daher müssen wie oben erwähnt auch
für Kommunen Regeln zum Altschuldenabbau in Verbindung
mit einem Schuldenaufnahmeverbot getroffen werden. 

Deutschlands Staatsschulden abzubauen ist sicherlich kei-
ne leichte Aufgabe. Stellt man allerdings konsequente Re-
geln zur Kreditaufnahme und zum Schuldenabbau auf allen
Ebenen auf und schafft Transparenz sowie Möglichkeiten
zur Wirkungssteuerung bei der Haushaltsplanung, so lässt
sich diese Aufgabe durchaus bewältigen. Die aktuelle Haus-
haltskrise bietet die Chance, die Weichen für eine transpa-
rente und verantwortungsbewusste Finanzpolitik zu stellen
– wir müssen sie nur noch nutzen.

Literatur

Deutsche Bundesbank (2010), »Zur Verschuldung und Zinsbelastung des
Staates in Deutschland«, Monatsbericht, Frankfurt am Main, April, 15–34.

Deutscher Städtetag (2011), »Gemeindefinanzbericht 2011«, der städtetag (5). 

Deutscher Städtetag (2012), »Kommunen profitieren vom Aufschwung – Ge-
werbesteuer mit starkem Plus – Kurzfristige Verschuldung immer dramati-
scher – Deutscher Städtetag legt aktuelle Finanzdaten vor«, Pressemel-
dung, online verfügbar unter: http://www.staedtetag.de/10/presseecke/pres-
sedienst/artikel/2011/02/14/00767/index.html, aufgerufen am 28. Februar
2012.

Frankfurter Allgemeine Zeitung (2011), »Deutschlands Bonität steht auf dem
Spiel«, 27. September 2011, 11.

Institut für den öffentlichen Sektor e. V. (Hrsg.) (2011), »Runter vom Schul-
denberg – Plädoyer für eine nachhaltige und transparente Finanzpolitik«,
Positionspapier, Berlin, online verfügbar unter: www.publicgovernance.de.

Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent -
wicklung (2011), Verantwortung für Europa wahrnehmen, Jahresgutach-
ten 2011/12, Wiesbaden.

Statistisches Bundesamt (2009), Bevölkerung Deutschlands bis 2060: Er-
gebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, Wiesbaden.

Statistisches Bundesamt (2010), Schulden der öffentlichen Haushalte, Fach-
serie 14, Reihe 5, Wiesbaden.

Stiftung Marktwirtschaft (2011), »Generationenbilanz Update«, Pressemit-
teilung, Berlin 24. Mai.

i fo  Schne l ld ienst  5/2012 –  65.  Jahrgang

14



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /Unknown

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /FRA <>
    /ENU (Use these settings to create PDF documents with higher image resolution for improved printing quality. The PDF documents can be opened with Acrobat and Reader 5.0 and later.)
    /JPN <FEFF3053306e8a2d5b9a306f30019ad889e350cf5ea6753b50cf3092542b308000200050004400460020658766f830924f5c62103059308b3068304d306b4f7f75283057307e30593002537052376642306e753b8cea3092670059279650306b4fdd306430533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103057305f00200050004400460020658766f8306f0020004100630072006f0062006100740020304a30883073002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d30678868793a3067304d307e30593002>
    /DEU <>
    /PTB <>
    /DAN <>
    /NLD <>
    /ESP <>
    /SUO <>
    /ITA <>
    /NOR <>
    /SVE <>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




